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Zu TOP  I. Patientenversorgung in Deutschland - Rahmenbedingungen ärztlicher 
Berufsausübung 

etrifft: Im Vertragsarztrecht den Vorrang des ärztlichen Berufsrechts wahren 
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DER DEUTSCHE ÄRZTETAG MÖGE FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG FASSEN: 
 

I. 

izinischen Versorgungszentren – 
uch im Vertragsarztrecht nachvollzogen werden sollten. 

n im Hinblick auf Bedarfsplanung und Zulassungsbeschrän-
ungen gerecht zu werden. 

 
Die Bundesregierung beabsichtigt, Änderungen des Vertragsarztrechts als Folge der vom 
Deutschen Ärztetag in Bremen 2004 beschlossenen Änderungen der (Muster-)-
Berufsordnung unter dem Blickwinkel der Flexibilisierung der Berufsausübungsmöglichkei-
ten der Ärztinnen und Ärzte in das Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Die nach bishe-
rigem Kenntnisstand (Referentenentwurf) und auf der Grundlage von Anhörungen vorge-
sehenen Änderungen nimmt der Deutsche Ärztetag grundsätzlich zustimmend zur Kennt-
nis. Wie die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat auch die Bundesärztekammer stets 
gefordert, dass die erweiterten Möglichkeiten der Berufsausübung – gerade auch im Wett-
bewerb mit institutionalisierter ambulanter Medizin in Med
a
 
Der Deutsche Ärztetag begrüßt daher grundsätzlich diese Absicht der Bundesregierung. 
Er weist allerdings daraufhin, dass Veränderungen in der Versorgungsstruktur, wie sie 
durch die erweiterten Möglichkeiten in der vertragsärztlichen Versorgung bei verschiede-
nen Berufsausübungsformen und im Hinblick auf die Beschäftigung angestellter Ärzte ge-
schaffen werden, ohne grundlegende Veränderungen der Vergütungsstruktur für die Ver-
gütung vertragsärztlicher Leistungen und der Gewährleistung des finanziellen Nachholbe-
darfs für die Vertragsärzte in der ambulanten Versorgung der Versicherten der GKV mit 
der Gefahr verbunden sind, dass bei fortbestehender Budgetierung die freiberufliche Ver-
sorgungsstruktur gefährdet bleibt. Der Deutsche Ärztetag nimmt zur Kenntnis, dass nach 
den jetzt bekanntgewordenen Änderungen gegenüber dem Referentenentwurf Ergänzun-
gen vorgesehen sind, die es den untergesetzlichen Normgebern im Vertragsarztrecht 
(Kassenärztliche Bundesvereinigung, Spitzenverbände der Krankenkassen) gestatten, die 
neuen Strukturen besser in das Gefüge des Vertragsarztrechts einzupassen und den dort 
bestehenden Besonderheite
k
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Der Deutsche Ärztetag nimmt die Gelegenheit war, im Zusammenhang mit vorgesehenen 
Regelungen über den Aufschub der Altersgrenze von 68 Jahren und der Zugangsgrenze 
von 55 Jahren im Zusammenhang mit Unterversorgungssituationen daraufhinzuweisen, 
dass diese Altersgrenzen nicht zeitgemäß sind, insbesondere die Altersgrenze von 
68 Jahren mit dem Verständnis eines Freien Berufs nicht vereinbar und unbeschadet der 
Rechtfertigungsversuche im Zusammenhang mit Zulassungsbeschränkungen, die nicht 
tragfähig sind, einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot wegen Alters darstellt. 

er Deutsche Ärztetag tritt daher für die Abschaffung dieser Altersgrenzen im Vertrags-
arztrecht ein.  

eßlichen Länderzuständigkeit zu regelnden ärztlichen 
erufsrecht, welches zudem durch die entsprechenden Autonomieverliehung in ärztlicher 

 des Sozialrechts einen 
tatistisch begründeten Zugriff auf die ärztliche Profession im Hinblick auf deren unerläss-

dert auch die Länderregierungen auf, im Bundesrat gegen die 
efährdung der Regelungskompetenz und der Aufgaben der Länder im Gesundheitswe-

sen Stellung zu beziehen. 
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II. 

 
In aller Entschiedenheit weist der Deutsche Ärztetag die mit diesem Entwurf verbundene 
Entkoppelung des Vertragsarztrechts als Sozialrecht vom ärztlichen Berufsausübungs-
recht zurück. Es war bisher unbestritten, dass der Vertragsarzt als Arzt auch in der ver-
tragsärztlichen Tätigkeit an das für ihn verbindliche ärztliche Berufsrecht, welches insbe-
sondere in den Kammersatzungen in der Selbstverwaltung geregelt worden ist (Berufs-
ordnung, Weiterbildungsordnung, Fortbildungsordnung), gebunden ist. Von Ausnahmen 
abgesehen, welche aus der Funktionalität der Sicherstellung der vertragsärztlichen Ver-
sorgung Beschränkungen der Berufsausübungsmöglichkeiten oder Vertiefung ärztlicher 
Pflichten, wie sie im Berufsrecht angelegt sind (z.B. Bindung an das Fachgebiet), oder er-
gänzende Qualifikationsvoraussetzungen zur besseren Steuerung der Vergütungsmög-
lichkeit in der vertragsärztlichen Versorgung erlauben, war dieser Vorrang auch die 
rechtspolitische Basis des Vertragsarztrechts. Nunmehr wird durch verschiedene Ände-
rungen und auch durch die Begründung im Gesetzentwurf eine entsprechende Ablösung 
begründet. Dafür fehlt es dem Sozialrechtsgesetzgeber an einer entsprechenden Kompe-
tenz gegenüber dem in der ausschli
B
Selbstverwaltung konkretisiert wird. 
 
Es besteht der Eindruck, dass ein schon teilweise in der Vergangenheit begonnener Trend 
(Qualitätssicherung, ärztliche Fortbildung, bestimmte weiterbildungsrechtliche Regelun-
gen) fortgesetzt werden soll, um durch eine langsame Überformung der Berufsbildidentität 
aus autonomem Berufsrecht mit sozialrechtlichen Regelungsfiguren eine „Versozialrechtli-
chung“ des Arztbildes zu schaffen, die den Bundesgesetzgebern
e
liche Tätigkeit bei der Versorgung der Versicherten gestatten soll. 
 
Der Deutsche Ärztetag for
G


